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Wie ein Todesurteil gegen zwei Anarchisten in den USA
1927 auch die Schweiz aufwühlte SEITE 10

Weshalb es Tanzfreudige am Wochenende in Zürich
an illegale Outdoor-Raves zieht SEITE 11

Mehr als nur mehr Häuser
Zum verdichteten Bauen in den Gemeinden gehören vorausschauende Politiker und klare Perspektiven

Eine Mehrheit ist grundsätzlich
gegen Zersiedelung und für
verdichtetes Bauen. In den
konkreten Fällen sieht das aber
oft anders aus – vor allem wenn
unklar ist, wohin die Reise der
Gemeinde gehen soll und wo
wie viel Grün erhalten bleibt.

PAUL SCHNEEBERGER

Vor vier Jahren haben knapp zwei Drit-
tel der Stimmenden Ja gesagt zur Revi-
sion des Raumplanungsgesetzes. Dieses
zielt nun mehr denn je auf eine Konzen-
tration der Bautätigkeit im bestehenden
Baugebiet ab. Damit soll die weitere
Zersiedelung des Landes verhindert
werden. Trotz diesem grundsätzlichen
Votum steckt der Teufel im Detail, will
heissen: dort, wo das generelle Gebot
konkret umgesetzt werden soll.

Nicht in den Tag hineinleben

Verschärft wird die Herausforderung
dadurch, dass gemäss Berechnungen der
ETH rund drei Viertel der unbebauten
Bauzonenreserven und zwei Drittel der
Geschossflächenreserven und Brachen
im überbauten Gebiet in kleineren und
mittleren Gemeinden liegen, von denen
viele mit den Managementaufgaben
überfordert sind, welche die bauliche
Entwicklung nach innen mit sich bringt.
Vielerorts ist diese «Verdichtung» heut-
zutage nichts anderes als ein Füllen be-
stehender Baulücken, das oft mit be-
trächtlichen Sprüngen in den baulichen
Massstäben verbunden ist.

Just diese Entwicklung ist nicht dazu
angetan, die Akzeptanz für die Weiter-
entwicklung des bereits bebauten oder
eingezonten Gebiets zu fördern. An
einer Tagung an der ETH haben Fach-
leute undPolitiker versucht, Faktoren zu
identifizieren, die dazu beitragen, das
eidgenössische Ziel eines haushälteri-
schen Umgangs mit dem Boden durch

kluges Handeln in den Gemeinden zu
erreichen. Auch wenn es nicht möglich
ist, eine eigentliche Liste bestmöglicher
Praktiken zu erstellen, weil jede Kom-
mune für sich ein Spezialfall ist, lassen
sich aus guten Beispielen Handlungs-
empfehlungen ableiten.

Eine zentrale Erkenntnis lautet, dass
Gemeinden in Bezug auf ihre grund-
sätzliche und bauliche Entwicklung
nicht mehr länger einfach in den Tag
hineinleben können. Sie haben viel-
mehr zu definieren, wohin ihre Reise
gehen soll, ob, wie und wo sie wachsen

wollen. Aus dem Austausch an der
Tagung ging hervor, dass das bereits gut
klappt, wo Behördenmitglieder dies er-
kannt haben.

Indem geklärt werde, wo künftig
wann welche Bautätigkeit zu erwarten
sei (idealerweise werden die Möglich-
keiten dafür gestaffelt und nicht auf ein-
mal ausgeschöpft) und wo sich im
Gegenzug grüne Lungen sichern lassen,
könne jenes Vertrauen geschaffen wer-
den, das Voraussetzung für Verände-
rungen jeglicher Art sei, hiess es. Mit
welchen Instrumenten die politisch de-

finierten Ziele in der Folge zu erreichen
sind, ob über Bodenerwerb durch die
Gemeinde, über die Durchführung von
Konkurrenzverfahren (Wettbewerbe
oder Testplanungen) oder durch Pla-
nungsinstrumente, die auf die spezifi-
schen Herausforderungen zugeschnit-
ten sind (Quartierpläne), ist dann ent-
sprechend den lokalen Gegebenheiten
und politischen Mehrheiten zu klären.

Auch der Einbezug der Bevölkerung
in die Definition kommunaler Ziele ist
lokal zu definieren. Angezeigt ist ein
solcher insbesondere, wenn in einer Ge-

meinde Veränderungen anstehen, die
bei Betroffenen für Unsicherheit sor-
gen. Wo die Grösse der Gemeinde das
rechtfertigt, sind in derVerwaltung auch
Kompetenzen aufzubauen, die mit kan-
tonalen Behörden und Grundeigentü-
mern auf Augenhöhe verkehren kön-
nen. Die 11 000-Einwohner-Stadt Ro-
manshorn zum Beispiel hat dafür eine
Stelle für Stadtentwicklung geschaffen.
Denkbar ist auch, dass mehrere Ge-
meinden zusammen solche Kompeten-
zen aufbauen. Erschwert werden solche
Kooperationen allerdings dadurch, dass
Kommunen zum Beispiel bei Ansied-
lungen von Unternehmen immer auch
Konkurrentinnen sind.

Chancen packen

Dass vorausschauendes Denken und
Handeln nicht nur dazu dient, dem
neuen gesetzlichen Rahmen gerecht zu
werden, sondern auch dazu, Entwick-
lungschancen zu packen, wenn sich kurz-
fristig solche eröffnen, hat die Freiburger
Agglomerationsgemeinde Marly mit ih-
ren rund 7500 Einwohnern vorgemacht.
Sie konnte die wirtschaftliche Krise
eines grossen Landeigentümers in eine
Entwicklungschance ummünzen, indem
sie – basierend auf ihren definierten Per-
spektiven – mit einem privaten Investor
ein Innovationszentrum realisierte.

Ebenfalls ein bedeutender Faktor ist
die Sichtbarkeit von Verbesserungen,
die mit der baulichen Entwicklung der
Gemeinde verbunden sind. Die Luga-
ner 1200-Seelen-Agglomerationsge-
meinde Manno etwa hat zu diesem
Zweck ihren alten Kern aufgewertet
und parallel dazu eine Parzelle erwor-
ben und ausgezont, um sie als Grün-
raum zu erhalten. Die Begegnungszone,
der Einzug der Gemeindeverwaltung in
ein historisches Gebäude und die Ein-
richtung eines Kindergartens im ehema-
ligen Gemeindehaus haben das Zen-
trum belebt und auch private Eigentü-
mer motiviert, dort in ihre Liegenschaf-
ten zu investieren.

Wohin soll die Reise dieses Ortes gehen, wofür soll er stehen? Innere bauliche Entwicklung in einer Gemeinde im Aargauer
Bezirk Baden. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Isabelle Moret
FDP-Nationalrätin und
Bundesratskandidatin

Ja, ich will
Auch die Waadtländer Nationalrätin Isabelle Moret kandidiert für die Nachfolge von Bundesrat Burkhalter

MARC TRIBELHORN

In Sachen Public Relations agiert Isa-
belleMoret bereits magistral. Am Sams-
tagabend lancierte die 46-jährige Natio-
nalrätin im Westschweizer Fernsehen
ihre Kandidatur für die Nachfolge von
FDP-Bundesrat Didier Burkhalter, in
gleich drei Sonntagsblättern stand sie
grossflächig Red und Antwort. Lange
hatte sie sich nicht aus der Deckung ge-
wagt. Abwarten, bis sich das Kandida-
tenfeld lichtet, so die Devise. Nun steigt
die Rechtsanwältin aus der Waadt also
doch ins Rennen – und wird zur härtes-
ten Konkurrentin von Kronfavorit Igna-
zio Cassis um den frei werdenden Sitz in
der Landesregierung. In vielen Gesprä-
chen sei sie ermutigt worden, sich als
Kandidatin zur Verfügung zu stellen, er-
klärte Moret gegenüber den Medien.
Für den Entscheid wichtig gewesen sei
zudem, «ob das Tessin mit einem Einer-
oder einem Zweierticket kommt».

Erfahren, kompetent, weiblich

DasAmtdesBundesrats sieht sie als eine
«spannende Herausforderung». Sich sel-
ber beschreibt die Nationalrätin als
«liberal-progressiv, dynamisch und kom-
promissfähig» und verweist beispiels-
weise auf ihren Effort für eine Lösung

zur Masseneinwanderungsinitiative. Tat-
sächlich verfügt Isabelle Moret über viel
Erfahrung in der Bundespolitik; sie gilt
als kompetent und wird fraktionsüber-
greifend geschätzt. Seit 2006 politisiert
sie in der grossen Kammer, war Mitglied
der Geschäftsprüfungsdelegation und
nimmt gegenwärtig Einsitz in der staats-
politischen Kommission sowie der Kom-
mission für soziale Sicherheit und Ge-
sundheit. Unter Philipp Müller war sie
Vizepräsidentin der Freisinnigen und
führte die FDP in der Romandie mit be-
achtlichem Erfolg. Neben ihrer politi-
schenTätigkeit bekleidetMoretmehrere
Mandate in der Wirtschaft, so amtet sie
etwa als Verwaltungsrätin derNetzwerk-
gesellschaft Swissgrid und präsidiert den
einflussreichen Spitalverband H+.

Ihr Vorteil gegenüber Ignazio Cassis,
dem 56-jährigen Arzt und freisinnigen
Fraktionschef aus demTessin, der seinen
Heimatkanton nach 18-jähriger Durst-

strecke wieder im Bundesrat vertreten
will, ist jedoch ein anderer. Seit Bundes-
präsidentin Doris Leuthard ihren Rück-
tritt bis 2019 angekündigt hat, ist die
akuteUntervertretung der Frauen in der
Landesregierung noch stärker zum Poli-
tikum geworden. Insbesondere von links
wurde dem Freisinn unterstellt, ein
«Frauenproblem» zu haben. Das weiss
selbstredend auch Moret, die Mutter
einer elfjährigen Tochter und eines
sechsjährigen Sohns ist und von ihrem
Mann getrennt lebt.Dennochwill sie be-
wusst nicht auf die KarteGeschlecht set-
zen: «Frau zu sein, ist eine Lebenserfah-
rung und kein politisches Argument»,
gab sie der «NZZ am Sonntag» zu Pro-
tokoll. Und: «Ich trete mit meiner Kom-
petenz an, nicht mit meinem Ge-
schlecht.» Fürwahr!

Die Herkunft als Makel

Doch wäre Moret ein Mann, gälte ihre
Kandidatur bereits jetzt als aussichtslos.
Ihr haftet nämlich ein grosser Makel an:
die Waadtländer Herkunft. Mit SVP-
Verteidigungsminister Guy Parmelin
sitzt bereits ein Vertreter aus diesem
Kanton im Bundesrat und mit dem Frei-
burger Alain Berset ein weiterer Ro-
mand. Und bekanntlich ist laut Verfas-
sung Rücksicht darauf zu nehmen, dass

die Landesgegenden und Sprachregio-
nen «angemessen» vertreten sind. Dass
mit Simonetta Sommaruga und Johann
Schneider-Ammann derzeit gleich zwei
Vertreter des Standes Bern regieren, ist
eine Ausnahme in der Geschichte dieses
Gremiums.

Was für Morets Bundesratsambitio-
nen gilt, trifft auch für jene der 57-jähri-
gen Waadtländer Staatsrätin Jacqueline
de Quattro zu, die vor drei Wochen mit-
teilen liess, sie sei «candidate à la candi-
dature». De Quattro erklärte aber auch,
Isabelle Moret sei «die natürliche Kan-
didatin» und sie würde ihr den Vortritt
lassen. Bis am Sonntagabend äusserte
sie sich jedoch nicht zu einem allfälligen
Rückzug. Die Waadtländer Kantonal-
sektion berät am Donnerstag über die
Nomination. Als Anwärter ins Ge-
spräch brachte sich unlängst auch Stän-
derat Olivier Français, der aber auf
wenig bis keinen Support hoffen darf.

Als Burkhalter-Nachfolger kandidie-
ren will aus der Romandie zudem der
populäre Genfer Staatsrat Pierre Mau-
det, wie der 39-Jährige am Freitag be-
kanntgab.Und bisMittwochmöchte sich
der Freiburger Nationalrat und Bauern-
verbandsdirektor JacquesBourgeois ent-
scheiden. Am 1. September beschliesst
dann die Bundeshausfraktion der FDP,
wen sie offiziell ins Rennen schickt.

Verfahren gegen
Putin-Vertraute
eingestellt
Schweiz gibt Millionenbetrag frei

(sda) Die Schweiz hat das Geldwäsche-
rei-Verfahren gegen die ehemalige russi-
sche Landwirtschaftsministerin Elena
Skrynnik und andere Personen einge-
stellt. Die Bundesanwaltschaft bestätigte
eine Meldung des «Tages-Anzeigers».
Aus dem Umfeld der Ministerin waren
insgesamt 70 Millionen Franken blo-
ckiert worden. Diese wurden bereits im
Februar wieder freigegeben, wie aus der
Einstellungsverfügung hervorgeht. Zu
den Gründen der Verfahrenseinstellung
äusserte sich die Bundesanwaltschaft
nicht direkt. Allerdings dürfte die man-
gelnde Kooperation Russlands mass-
gebend gewesen sein. Skrynnik gilt als
Vertraute des russischen Präsidenten
Wladimir Putin. In der Verfügung von
Mitte Juli schreibt die Bundesanwalt-
schaft: «Vorliegend konnte aufgrund des
unvollständigen Rechtshilfevollzuges
(. . .) der für die Geldwäscherei tatbe-
standsnotwendige Nachweis von Vor-
taten nicht erbracht, der Tatverdacht
mithin nicht anklagegenügend erhärtet
werden.»DieBehörde schreibt Skrynnik
in der Verfügung «ein zivilrechtliches
Verschulden» zu. Die Ex-Ministerin ak-
zeptierte die Verfügung, das Strafverfah-
ren ist damit rechtskräftig abgeschlossen.
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